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J. 


Inſerate 20 Pf. die ſechsgeſpaltene Petitzeile oder deren 

Raum, Reklamen verhältnißmäßig höher, ſind an die 

Expedition zu ſenden und werden für die am fol⸗ 

genden Tage Morgens 7 Uhr erſcheinende Nummer bis 
5 Uhr Nachmittags angenommen. 


Deulſcher Reichstag. 
21. Sitzung. 


Bötticher. 10. Januar. 1 Uhr. Am Tiſche des Bundesrathes von 
ötticher. 
Cingegangen iſt die Zuſammenſtellung des Ergebniſſes der Reichs⸗ 
tagswahlen vom 27. Oktober v. J. . ö 

Abg. Schröder (Wittenberg) berichtet über die verlangte Er⸗ 
mächtigung zur ſtrafrechtlichen Verfolgung der Verbreiter eines im 2. 
mittelfränkiſchen Wahlbezirke (Fürth⸗ Anm) beſchlagnahmten, in der 
Schweiz gedruckten Flugblattes zur Erzielung einer volksthümlichen 
Reichstagswahl wegen Beleidigung des Reichstags. 3 ? 

Die Kommiſſion für die Geſchäftsordnung beantragt, die Ermächti⸗ 
gung nicht zu ertheilen. : . f 

Abg. Richter (Hagen): Ich ergreife das Wort natürlich nicht, 
um dem Antrage der Kommiſſion zu widerſprechen. Der Reichstag iſt 
viel zu vornehm, um nach dem Muſter Anderer etwa gewiſſe Formulare 
ſich anzuſchaffen, um die Anklage wegen Beleidigung zu veranlaſſen 
oder ſogar die Staatsanwaltſchaft anweiſen zu laſſen, ſolche Prozeſſe 
als eilig zu behandeln. Ich möchte nur die Regierung bitten, uns mit 
ſolchen Anträgen zu verſchonen, zumal man mir durchaus willkürlich 
in der Auswahl derjenigen, die man beſtrafen will, zu verfahren ſcheint. 
Hier ſchleppt man ein ſo armſeliges ſozial⸗demokratiſches Flugblatt, 
das noch dazu in der Schweiz gedruckt worden iſt, vor den Reichstag, 
er ſoll es verfolgen laſſen; auf der anderen Seite wird der Reichstag 
tagtäglich in Berlin von der Preſſe unter den Augen des Stgats⸗ 
anwalts beleidigt und zwar von der Preſſe, je näher ſie dem Be 
Neichsfanzler ſteht, am ſtärkſten. Iſt doch noch geſtern in der „Nord⸗ 
deutſchen Allgemeinen“, als der Reichstag ſich zum erſten Mal nach 
en Ferien wieder verſammelte, ein Artikel erſchienen, der von dem 
unerſättlichen Bedürfniſſe des Reichstags ſprach, Wahlfragen zu disku⸗ 
iren, wodurch er die Erledigung feiner Geſchäfte verhindert; er ſprach 
davon, daß der Reichstag, nachdem er nur drei Wochen gearbeitet, ſchon 
wieder das Bedürfniß zu dreiwöchentlichen Feſttagen und Erholungen 
gefühlt habe und dadurch die Seſſion verſchleppe. Es fällt mir gar 


nicht ein, den Herrn Reichskanzler etwa aufzufordern, daß er nun eine 


Beleidigungsklage gegen dieſe ſeine offiziöſe Preſſe veranlaſſen möge, 
nein, meine Herren, er kann das in viel einfacherer Weiſe bewirken, daß 
dort ein ſchicklicherer Ton angeſchlagen wird. (Sehr richtig! links.) 
s wird dies um fo mehr der Fall ſein, davon bin ich überzeugt, je 
mehr der Reichskanzler ſelbſt ſich beſtrebt, in feinem Verkehr mit dem 
eichstag ein Muſter angemeſſenen Tons darzuſtellen. (Beifall und 


Heiterkeit links.) 


Staatsſekretär von Bötticher: Meine Herren, ich muß poſttiv 


beſtreſten, daß bei Anbringung von Anträgen auf ftrafrechtliche Ver⸗ 
folgung wegen Beleidigung des Reichstags tendenziös verfahren wird. 


avon kann keine Rede fein, die Sache liegt einfach jo, daß, wenn ein 
taatsanwalt Veranlaſſung findet, die Anklage wegen Beleidigung des 
eichstags zu erheben, dazu nach den beſtehenden Vorſchriften die Er⸗ 
Mächtigung des Reichstags erforderlich iſt; und die Berichte der 
Justizbehörden, die auf Beibringung dieſer Ermächtigung gerichtet find, 
werden ausnahmslos dem hohen Hauſe zur Beſchlußfaſſung unter⸗ 
breitet. Will der Herr Abg. Richter generell einen Beſchluß dahin 
rahiren, daß überhaupt wegen Beleidigungen des Reichstags keine 
erfolgung eintreten ſoll, ſo wird die Reichsregierung nicht das 
dieb dagegen haben, daß die Anbringung ſolcher Anträge unter⸗ 


Abg. Richter: Die Staatsanwälte ſind bekanntlich keine 
unabhängigen Perſonen. (Obo! rechts, Lachen links.) Nun, 
m. H., ſie gehören zu denjenigen, die ſämmtlich nach dem neueſten 
Regierungserlaſſe verpflichtet ſind, Wahlagitationen für die Re⸗ 
gierung zu machen. (Große Heiterkeit links.) Es ſind nämlich, 
wie es in dem Erlaſſe heißt, diejenigen Vertreter der Regierungs⸗ 

efutive, die ohne Weiteres vom Dienſte entfernt werden können. 

ie Staatsanwaltſchaft — leider iſt das ja bei den aden 
nicht durchgeſetzt worden — muß ſich bei Erhebung oder Nichterhebung 
von Anklagen nach den Weiſungen der vorgeſetzten Behörden richten. 
Es iſt jedenfalls ſonderbar, daß die Staatsanwälte immer nur ſozia⸗ 
liſtiſche Beleidigungen ſehen und ſogar ſolche, die im Auslande paſſiren, 
ſo genau erkennen, während ihnen Alles verborgen bleibt, was un⸗ 
mittelbar in Berlin vor ihren Augen vorgeht. Es kann dies nur 
daran liegen, daß die Staatsanwaltſchaft von denen, die ihr zu befeh⸗ 
len haben, mangelhaft inſtruirt iſt in Bezug auf das, was fie thun 
oder laſſen ſoll, möge die Inſtruktion auszugehen haben vom Reichs⸗ 
kanzler oder dem einzelnen Juſtizminiſter. Vielleicht wird dieſe An⸗ 
regung dazu dienen, die Sache klarer zu ſtellen. Ich wünſche über⸗ 
baupt keine We pate dent und keine Anklage, weil ich der Mei⸗ 
nung bin, daß politiſch notoriſche Perſönlichkeiten im Einzelnen und 
eine ſo vornehme Körperſchaft, wie der Reichstag, durch dergleichen 
gar nicht beleidigt werden kann. (Beifall links.) Ich bin der Meinung 
und wünſche nur damit beizutragen, daß alle, die außerhalb der ge⸗ 
richtlichen und amtlichen Wirkſamkeit dazu beitragen können, beſſere 
Sitte und Anſtand in der Preſſe zu verbreiten, ihre Schuldigkeit thun 
mögen. Denn es iſt in der That richtig, was Herr v. Bennigſen ge⸗ 
agt hat: unter allen Parteien mögen einzelne Exzeſſe, namentlich im 

ablfampfe, vorgekommen ſein, aber keine Preſſe hat jo ſchwer ge⸗ 
eber als die offiziöſe, die gerade ein Muſter von Anſtand ſein ſoll. 
Sehr richtig! links.) A 

Staatsſekretär v. Bötticher: Wenn der Herr Abgeordnete 
Richter der Meinung iſt, daß der Reichstag ſo boch ſteht, daß er nicht 
beleidigt werden kann, dann ſollte ihm doch das Verfahren der Ber⸗ 
liner Staatsanwälte, daß ſie Beleidigungen gegen den Reichstag nicht 
aufnehmen, ganz recht ſein. (Oh! links. Sehr richtig! rechts.) 

Abg. Dr. Braun: Zur Illuſtration desjenigen, was der Herr 
Stgatsminſſter ſoeben gejagt, diene folgendes Beispiel. Ich erhielt vor 
einigen Jahren eine Zuſchrift von einem Staatsanwalt, der ein im 

eſten erſcheinendes ſozialdemokratiſches Blatt beigelegt war, in wel⸗ 
em eine ganze eihe von Abgeordneten namhaft gemacht 
war, und mein Name hatte auch die Ehre, ſich unter ihnen zu befin⸗ 
die auf eine ordinäre Weiſe beſchimpft wurden. Der Staatsan⸗ 
orderte mich auf, deshalb Strafantrag zu ſtellen. Ich ſchrieb 
derſell zurück, ich ſei dazu bereit, wenn er denſelben Strafantrag in 
nen 1255 . 19 being eines ae Bun 
„daſſelbe gegen dieſelben Abgeordneten nur aus entgegengeſetz⸗ 

15 Faun 5 racht hatte. Wenn er das Blatt ebenſo bebandede 


orge 
fal wenn 


das ozialiſtiſche, dann wolle ich Strafantrag ſtellen, 


Gerichtshofe vor 


material haben, und 


nicht, nicht. Darauf habe ich keine Antwort erhalten. (Große Heiter⸗ 

keit 4 67 Betrachtungen darüber anzuſtellen in einer ſo erleuchteten 

Verſammlung halte ich für überflüſſig. Ich verehre dieſes kleine 

8 dem Herrn Miniſter zur freundlichen Erinnerung. (Große 
eiterkeit. 

Abg. Saro: Ich Hann mir nicht denken, daß es dem Herrn 
Vorredner entgangen ſein ſollte, daß Strafanträge bedingungslos 
geſtellt werden müſſen. (Sehr richtig! rechts.) Ich glaube deshalb, 
daß der Staatsanwalt in allen Beziehungen im vorliegenden Fall 
korrekt gehandelt hat. (Beifall rechts.) 2 
Abg. Dr. Braun: Ich habe geglaubt, es müßte gleiche Gerech⸗ 
tigkeit für alle Parteien gelten. Wenn der Herr Vorredner das als 
eine Bedingung anſieht, dann habe ich allerdings eine Bedingung 
geſtellt. Ich habe die Beſtrafung jenes Blattes nicht als eine Bedin⸗ 

ung angeſehen, ſondern als eine Vorausſetzung, auf der unſer ganzer 
Rechtszuſtand beruht; und wenn ich mich auf dieſe Vorausſetzung 
ſtelle, ſo verfahre ich im Sinne der Verfaſſung und des Geſetzes und 
handle nicht gegen dieſelbe. (Beifall links.) : 

Abg. Saro: Der Vorredner überſieht abermals, daß die 
Beleidigung ein Antragsdelikt iſt und daß noch gar nicht irgend wie 
gewiß iſt, daß in dem Falle, den er vor Augen hat, der Beleidigte bei 
dem Staatsanwalt den Strafantrag geſtellt hat. Der Staatsanwalt 
konnte alſo auch ohne dieſen Strafantrag nicht einſchreiten, weil es 
lediglich auf Verlangen des Abg. Braun hätte geſchehen können. 

Abg. Dr. Braun: Ich will dem Herrn Vorredner nur eine 
Frage vorlegen: warum hat denn derſelbe Herr Staatsanwalt, als 
er Kenntniß von dem Inhalt des ſozialiſtiſchen Blattes erhielt, an 
mich geſchrieben, ich möchte einen Antrag ſtellen, und als ich 
ihm Kenntniß gab von dem offiziellen Blatt, warum hat er da nicht 
an mich geſchrieben? Darin liegt die Ungleichheit, und dieſe That⸗ 
ſache kann der Herr Vorredner durch ſeine ſcharfſinnigen juriſtiſchen 
Deduktionen, wenn es ſolche ſind, nicht aus der Welt ſchaffen. (Große 
Heiterkeit links.) : 

Abg. Saro: Ich erſuche den geehrten Herrn Abgeordneten die 
Antwort, die er von mir verlangt, von demjenigen Staatsanwalt zu 
erbitten, an den er geſchrieben hat. (Beifall rechts.) N 

1 Dr. Braun: Dann würde ich auf dieſe Zuſchrift ebenſo 
RE eine Antwort bekommen, wie auf die anderen. (Heiterfeit.) 

bg. Richter: Ich habe keine Beleidigungsprozeſſe herbeiführen 
wollen, wie ich dem Herrn Miniſter bemerken muß, ſondern nur die 
Willkür des Staatsanwalts im Vorgehen oder Nichtvorgehen gekenn⸗ 
zeichnet und die Herren würden gut gethan haben, in dieſer Weiſe 
nicht zu exempliſtziren. Wollen Sie es aber, 98 auch ich ein Exempel 
vorführen. Jetzt iſt in Berlin eine große Reihe von Stöcker⸗Beleidi⸗ 
gungsprozeſſen angeſtrengt, und zwar von der Staatsanwaltſchaft un⸗ 
terſtützt im öffentlichen Intereſſe. Es iſt neulich an einem hieſigen 
80 mmen, daß die berliner Preſſe, nämlich das „Ber⸗ 
liner Tageblatt“, wegen Stöcker⸗Bele digung mit Unterſtützung des 
Staatsanwalts im öffentlichen Intereſſe angeklagt wurde. Die Preſſe 
machte eine Gegenklage dahin, daß Stöcker ſie auch beleidigt hätte. Der 
Gerichtshof hat in ſeinem Erkenntniß dargethan, daß allerdings eine 
ſolche Beleidigung vorliege, daß eine ſtarke Provokation vorliege, daß 
Stöcker aber nicht als Beleidiger vor Gericht erſcheine und deshalb 
dieſe Frage dem Urtheil des Gerichtshofes nicht unterliege. Der Staats⸗ 
anwalt hat dann ausgeführt auf die Ausführungen des Rechtsanwalts, 
wie man dazu komme, hier ein öffentliches Intereſſe anzunehmen, denn 
Stöcker ſei nicht nur Hofprediger, ſondern auch Abgeordneter. Ja, 
meine Herren, hat jemals ein liberaler Abgeordneter davon gehört — 
ich werde alle Tage beleidigt, und auch im Bezirk des Herrn Saro 
paſſiren ſolche Sachen, in der Reptilienpreſſe alle Wochen —, daß 
ich der Staatsanwalt irgendwie angenommen hätte der Ehre 
eines liberalen Abgeordneten, wie er jetzt für Herrn Stöcker 
eintritt. (Abg. Mommſen: Iſt auch nicht nöthig! Heiterkeit.) — 
Bravo! links), der Art, daß man in der Wahl ſogar im Yıterefje des 
Herrn Stöcker mit Konfisſationen von Flugblättern vorgegangen iſt 
und daß man nachträglich ſich erſt die Genehmigung Stöcker's dazu 
eingeholt hat. Herr Abgeordneter Dr. Mommſen war im Anfang 
nicht hier, ſonſt würde er vielleicht gewußt haben, daß ich ſelbſt von 
vornherein mich dagegen verwahrt habe, als ob wir glaubten, daß 
unſere Ehre dieſes beſonderen Schutzes bedürfte, und wir etwa Belei⸗ 
digungsprozeſſe provoziren wollten. Wir wollten nur nicht Willkür, 
und die wird uns vor Augen geführt in einem ſolchen Falle wie hier, 
wo man ein armſeliges ſozialiſtiſches Flugblatt, das lange nicht jo 
ſchlimme Dinge wie die „Provinzial⸗Korreſpondenz“, wenn auch nicht 
immer mit ſo ſcharfen Ausdrücken, enthält, vor unſer Forum ſchleppt, 
während andere ähnliche Dinge hier und in der Berliner Preſſe paſſi⸗ 
ren können, ohne daß der Staatsanwalt danach fragt. » 
„Staatsſekretär v. Bötticher: Meine Herren, die Regierung 
will auch keine Willkür, ſie will, daß Geſetz und Recht herrſchen! 
(Rufe: Oho! — ee links.) Ja wohl meine Herren, _ fie will 
es, und wenn der Herr Abgeordnete Richter hier einen Fall hereinge⸗ 
bracht hat, der ſcheinbar auf eine verſchiedenartige Behandlung der 
Behörden in Bezug auf Verfolgung von Beleidigungen ſchließen läßt, 
8 verweiſe ich darauf, daß jede Beſchwerde über ein 8 tes 
Vorgehen der Staatsanwälte an die höheren Behörden geht. (Ruf 
links: Das kennt man!) Erlauben Sie, meine Herren, wir leben in 
einem Rechtsſtaat (Heiterkeit links)? und da muß man ſich den geordne⸗ 
ten Inſtanzen unterwerfen. Es iſt für uns am Regierungstiſche ab⸗ 
ſolut unmöglich, auf einzelne Fragen zu antworten und nen 
Handlungen der Beamten zu rechtfertigen, ohne daß wir das Akten⸗ 
| es war eine ſehr löbliche parlamentarische Sitte, 
daß man nicht eher an den Reichstag geht, bevor man nicht die 
Juſtanzen in der Verwaltung erſchöpft hat. Ich bin nicht in der 
age, mich über jenen Fall auszulaſſen, ich beſtreite aber prinzipiell, 
daß Willkür geübt wird und daß Willkür befohlen ift. (Beifall rechts.) 

Abg. Dr. Lasker: Beſtreiten iſt 1 leicht, aber ich glaube 
für Jeden, der den Gang der öffentlichen Verhältniſſe kennt, be darf es 
in der That keines Beweiſes, daß die Juſtizverwaltung, wie ſie in der 

and der Stagatsanwaltſchaft liegt, mit Rückſicht auf die Parteien ges 
andhabt wird. (Lebhafte Zuſtimmung links.) Wir ſehen ja täglich, 
daß de Zeitungen von Beleidigungen gegen den Reichstag und 
einzelne Abgeordnete ſtrotzen, und wir haben nie gehört, daß gegen ein 
ouvernementales Blatt deswegen eine Unterſuchung eingeleitet ſei. 
Nun iſt es ja eine ſehr bekannte Praxis, die ſich dazu wendet, man 
will die einzelnen Beweiſe wie bei den Inſtanzgerichten haben. Wenn 
e aber erbracht ſind, ſo ſagt man, hier bildet nicht der Reichstag eine 
nſtanz, welche die Entſcheidung zu treffen hat, ſondern die anderen 
ſtanzen. Es kann Keiner in Abrede ſtellen, daß von der Juſtizver⸗ 


waltung eine ſtrenge Verfolgung eingeleitet wird wegen ſolcher Be⸗ 
leidigungen, die im Weſentlichen gerichtet ſind gegen die Konſervativen 
und die Regierung, während ganz gleichartige Handlungen öffentlich in 
der Provinz ſich täglich wiederholen, gegen den Reichstag, der doch 
mindeſtens dieſelbe Stellung einnimmt wie die Regierung, und ge 
die liberale Partei, ohne daß eine Anmeifung auf ſtrafrechtliche 
folgung oder Unterſuchung erfolgt iſt. Wir haben ja in der neueſten 
Zeit mit Erſtaunen erlebt, daß die Regierung ſogar in Erwägung ge? 
treten iſt, einen Landrath, der ſein Amt mißbraucht hat zum Angriff 
eines Abgeordneten und der durch Privatklage belangt wurde, durcb 
Interzeſſion gegen die Entſcheidung zu ſchützen, um einstweilen den 
ordentlichen Inſtanzenweg zu hemmen. Solche Thatſachen zeigen, wie 
gerechtfertigt die Klage iſt, die hier erhoben worden iſt. 

Abg. Saro: Ich muß die Bemerkung, daß die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft nicht mit gleichem Maße meſſe und parteiiſch bei Erhebung der 
Anklagen vorgehe, mit aller Entſchiedenheit zurückweiſen. (Heiterkeit 
links.) Wenn feitens der Staatsanwaltſchaft Anklagen erhoben find, 
welche die Perſon des Herrn Reichskanzlers z. B. betreffen, jo beruht 
das auf der Notorietät, es wird ja dem Herrn Reichskanzler in der 
fortſchrittlichen Preſſe ſogar daraus ein Vorwurf gemacht, daß er ders 
gleichen Beleidigungen zu Strafanträgen benutzt und die Staatsan⸗ 
waltſchaft dann einſchreitet. Auch die königlichen Behörden ſtellen 
Strafanträge. Der Abg. Richter hat meinen Namen genannt und bes 
hauptet, daß gerade in meinem Departement dergleichen beleidigende 
Aeußerungen gegen ſeine Perſon und ſeine Partei maſſenhaft zu finden 
ſind, während niemals eine Anklage dieſerhalb erhoben wird. 2 
habe vermißt, daß Herr Richter auch bekannt hat, ſchon mehrmals 
Strafanträge geſtellt zu haben. Ex officio einzuſchreiten, hat der 
Staatsanwalt weder das Recht noch die Pflicht. en 

Abg. Dr. Lasker: Die Behauptung des Abg. Saro für iin 
allein laſſe ich gelten, weil ich das Gegentheil nicht weiß. Ich habe 
mich auf offenkundige Thatſachen berufen, und es würde der 
öffentlichen Meinung viel lieber jein, wenn die Staatsanwaltſchaften 
durch ihre Handlungen proteſtirten gegen derartige Vorwürfe, als 
daß being) mit Worten dieſe Dinge in Abrede ſtellten. (Zuftime 
mung links. 2 

Abg. Richter: Da die Herren fortfahren die Thatſachen in der 
Allgemeinheit zu beſtreiten, muß ich wieder mit einem Beiſpi 
kommen. Der Abg. Mayer, der als Zeuge hier anweſend iſt, iſt von 
dem Redakteur der „Nordd. Allgem. Zeitung“ auf das ſchmählichſte 
beleidigt worden in ſeiner politiſchen Ehre. Der Vertreter des Herrn 
Mayer, der Rechtsanwalt Munkel, der hier gleichfalls als Zeuge an? 
weſend iſt, hat darauf von der hieſigen Staatsanwaltſchaft verlangt 
unter Bezugnahme auf die Qualität des Herrn Mayer als württem 
bergiſcher Abgeordneter, im öffentlichen Intereſſe dieſe Sache zu ver 
folgen. Der Staatsanwalt hat dies — — ‚nt, dieſelbe Staa 


waltſchaft, die die Beleidigung Stö a te 
weil der Herr Aageordneter iſt. Darauf hat ſich Herr j 
Herr Saro den Rath giebt, an den Oberſtaatsapwalt gewandt und 
die Oberſtaatsanwaltſchaft in Berlin hat es gleichfalls abgelehnt. 
(Hört, hört! links.) Nein, meine Herren, unſere Staatsanwälte 
find politiſche Inſtrumente geworden (Sehr richtig! links) in der Hand 
der jeweiligen Regierung, und dieſe Regierung macht politiſche 
Parteiintereſſen geltend in der Verfolgung und Nichtverfolgung. 

bg. v. Minnigerode: Ich muß es als ungeeignet bezeichnen, 
wenn die parlamentariſche Redefreiheit hier dazu benutzt wird, hoch⸗ 
ſtehende und durchaus geachtete Beamte zu verunglimpfen. (Bewegung 
links.) Ich proteſtire gegen dieſen Gebrauch der parlamentariſchen 
n wie ſie von jener Seite geübt wird. 


Abg. Richter: Der Herr Abg. v. Minnigerode iſt meines 
Wiſſens noch nicht Präfident dieſes Hauſes. (Heiterkeit.) Es müßte 


en 
er⸗ 
ft 


nfel, bie 


doch ein wirklicher Stagtsſtreich exit erfolgen, um ſolches Präſidium 
möglich zu machen. 


ir Im Uebrigen, wenn die hoch angeſehenen Beamten 
ſich Handlungen zu Schulden kommen laſſen, die der öffentlichen Kritik 
verfallen, dann iſt es Aufgabe dieſes Reichstages gerade unter Be⸗ 
nutzung der Redefreiheit, dieſe hochgeſtellten Beamten hier vor das 
Forum zu ziehen und der Oeffentlichkeit zu zeigen, wie weit wir noch 
vom Rechtsſtagte entfernt find, 8 a 
Abg. v. Minnigerode: Ich danke für die Belehrung des 
Abg. Richter, daß man Präſident dieſer Verſammlung fein muß, um 
ſachlichen Ausſchreitungen hier entgegentreten zu Dürfen. Das iſt das 
gute Recht jedes Abgeordneten, das ich mir nie nehmen lafien werde. 
Beifall rechts.) 2 Be 
Abg. Saro: Ich weiß nicht, warum der Herr Abg. Richter 
gerade die Staatsanwaltſchaft in dieſem Punkte angreift. Es it ihm 
ſicherlich ſehr genau bekannt, daß die Kriminal⸗Prozeßordnung, die ſeit 
einigen Jahren in Kraft iſt, vom Staatsanwalt noch eine Veſchwelde : 
an das betreffende Oberlandesgericht zuläßt. Alſo wenn der Ober⸗ 
Staatsanwalt auch, wie Herr Richter behauptet, eine ſolche Denun⸗ 
zigtion zurückgewieſen hat, ſo konnte der betreffende Beleidigte das 
Oberlandes gericht anrufen, hier das Kammergericht. Hat er das nicht 
gethan, dann hat er ein Recht verſäumt, was ihm geſetzlich zuſteht. 
Abg. Richter: Proteſtiren kann ja Herr v. ge in ſei⸗ 
ner Eigenſchaft als elnzelner ubgeorbneter, es macht aber natürlich 
nur den entiprechenden Eindruck. Was das von dem Herrn Agg. 
gegebene Moment betrifft, jo muß ich erwidern, wie vers 
den das Verfahren iſt, wenn es ſich handelt um konſervative Abge 
nete, wenn es ſich handelt um Beamte, wenn man ſo glücklich iſt, s 
als Nachtwächter eine Ehre zu vertheidigen und nicht zugleich 5 


; ls o ⸗ 
litiſcher Mann. Dann iſt der Staatsanwalt bei der Hand, er Pr be; 
fragt bei dem Betreffenden an, ob er die 50 2 
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eſtern unterbrochene Diskuſſion über die Interpellation 
Abg. v. Hertling fortgeiegt, zunächſt durch den Abg. Ebert, der 


fich, ſoweit er auf der Tre büne verſtändlich ift, für den Schutz und die 
Einſchränkung der Frauenarbeit, gegen den Normalarbeitstag erklärt 
und die Fabrikinſpeftoren als die wahren Freunde und Berather der 
Fabrikanten rühmt. E } Ben 
Abg. Grillenberger erklärt zunächſt im Namen feiner ſozial⸗ 
demokratiſchen Freunde, daß die Dekane es habe jüngſt zu 
Dresden eine Konferenz der ſozialdemokratiſchen Abgeordneten ſtattge⸗ 
funden, auf welcher die Ablehnung der ſozialpolitiſchen Vorlagen des 
Reichskanzlers beſchloſſen worden wäre, unrichtig ſei. Wir wollen, 
fagt er, im Gegentheil dieſe Vorlagen abwarten, fie prüfen und ihnen, 
wenn ſie gut find, zuſtimmen. Das Syſtem, welches wir bekämpfen, 
iſt das der kapitaliſtiſchen Ausbeutung, und da iſt es uns gleichgiltig, 
ob der Träger dieſes Syſtems Bismarck oder Richter heißt. Wir er⸗ 
klären uns entſchieden für ein Verbot der Sonntagsarbeit, nicht vom 
religiöſen, ſondern vom ſozialen Standpunkte aus. Weiter treten wir 
für Einführung des Normal⸗Arbeitstages und den Schutz der Frauen⸗ 
arbeit ein. Der Abg. Ebert bedauert, daß die Frauenarbeit überhaupt 
noch beſtehe: warum ſchafft er ſie nicht ſelbſt in ſeinen Gruben ab? 
Nichts kann unmoraliſcher wirken als gerade die Frauenarbeit in Gru⸗ 
ben; hier muß eine radikale Aenderung geſchaffen werden. Es muß 
im Intereſſe der Induſtrie, ſowie der Wehrfähigkeit nicht blos die 
Frauen⸗, ſondern auch die Kinderarbeit abgeſchafft oder wenigſtens be⸗ 
deutend beſchränkt werden. Denn wenn ſich die Frauen den häuslichen 
Pflichten mehr hingeben können, werden auch die Männer mehr ver⸗ 
dienen. Ferner würde das Familienleben, das durch das Fabrikweſen 
im Allgemeinen und die Frauen⸗ und Kinderarbeit im Beſonderen 
leidet, wieder aufleben. Durch den Normalarbeitstag — richtiger wäre 
die Bezeichnung Marimaiorbeitstag — welcher in Deutſchland etwa 
eine ehnſtündige Dauer haben könnte, würde auch die induſtrielle Re⸗ 
ſervearmee, nämlich die ſich im Lande herumtreibenden Vagabunden, 
zur Arbeit herangezogen werden. Die Behauptung der Fortſchritts⸗ 
partei, die Arbeiter ſeien ſelbſt gegen Beſchränkung der Arbeitszeit, ſie 
könnten daſſelbe auf dem Koalitionswege erreichen, iſt falſch. Denn 
einmal fehlt hierzu den Arbeitern das Kapital, ſodann aber haben wir 
in Deutſchland überhaupt kein Koalitionsrecht. Es werden ja alle 
Verſammlungen, die ſich mit Arbeiterfragen beſchäſtigen, verboten. 
Nur Berlin nehme ich hierbei aus. Hier werden ſolche Verſammlungen 
eduldet, dagegen ſind in Würtemberg Arbeiterverſammlungen, die die 
Peſprechung des Unfallverſicherungsgeſetzes zum Zweck hatten, inhibirt. 
Die Eſſener Bergarbeiter haben an den Reichskanzler eine Petition um 
geſetzliche Feſiſtellung der Arbeitszeit gerichtet; fie haben dieſe Maß⸗ 
regel allerdings einſeitig nur für die Frauen verlangt, aber es iſt zu 
beachten, doß die Petition aus einem Kreiſe kommt, wo die Sozial⸗ 
demokratie wenig Einfluß beſitzt, wo zum großen Theil der Ultramon⸗ 
tanismus herrſcht — und doch Sind da dieſelben Forderungen auf⸗ 
geſtellt worden, wie ſie die Sozialdemokratie verlangt. Die Meinung. 
der Normalarbeitstag habe einen Normalarbeitslohn zur Konſequenz, 
theile ich nicht; wohl iſt aber ein Minimalarbeitslohn nöthig. 
Die ſozialdemokratiſchen Wahlen find wohl oppoſitionell, aber nicht 
gegen die ſozialpolitiſchen Pläne des Reichskanzlers gerichtet. Wir ſind 
aber gegen die Regierung mißtrauiſch. Durch das Ausnahmegeſetz 
find wir politiſch rechtlos geworden und nun verlangt man, wir ſollen 
mit Jubel den Regierungsvorlagen entgegenkommen. Allein auch die 
andhabung des Ausnahmegeſetzes muß Mißtrauen erregen. Die 
ewerkſchaften hatten mit Politik nichts zu thun und doch hat man 
fie alle aufgelöſt. Man hat den Arbeitern nicht nur die Gewerkſchafts⸗ 
ſondern auch die Krankenkaſſen genommen. In einer Wahlverſamm⸗ 


lung zu Nürnberg wurde mir gejagt, die Pläne des Reichskanzlers 


ſeien nur Wahlſchwindel. Und wenn geſtern der Reichskanzler man⸗ 
cheſterlicher geſprochen hat, als ſeinen Freunden lieb ſein mag, ſo 
werden die Arbeiter noch mehr rejervirt bleiben. Was wir alſo ver⸗ 
langen, iſt: Verbot der Frauenarbeit — e wären wir auch 
mit einer Verkürzung derſelben zufrieden — Kinderarbeitstag und 
Maximalarbeitstag für Männer; gegen einen Minimalarbeitslohn 
haben wir nichts einzuwenden. Wir verlangen eine internationale 
Arbeiterſchutzgeſetzgebung. Weiter wollen wir die Einführung von 


Arbeſterkammern ſtatt des Volkswirtöſchaftsraths. Es giebt Anwalts⸗ 


und Gewerbekammern — warum nicht auch Arbeiterkammern? Wenn 
ſolche aus allgemeinen Wahlen hervorgehen, werden ſie größeres Ver⸗ 
trauen genießen, als der Volkswirtbſchaftsrath, in welchem keine 
Arbeiter ſitzen. In das Unfallverſicherungsgeſetz muß die Karrenzzeit 
hereingebracht werden, weil ſonſt die Krankenkaſſen ſehr geſchädigt 
werden. Der liberale Entwurf eines Haftpflichtgeſetzes ſtreift 
iemlih nahe an das Unfallverſicherungsgeſetz. Ich habe Herrn 
asker in einer Verſammlung bezüglich der Karrenzzeit interpellirt 
und er erklärte Jeden als Friedensbrecher, der ihm eine Schädigung 
der Krankenkaſſen zur Laft legen wollte. Wenn ſich die Liberalen 
gegen den Vorwurf, das Mancheſterthum thue nichts für die Arbeiter, 
mit dem Hinweis auf die muſterhafte engliſche Fabrikgeſetzgebung ver⸗ 
theidigen, ſo muß ich erwähnen, daß dieſes Geſetz dem engliſchen 
Parlament von den Arbeitern abgenöthigt wurde. 3 
Abg. Stöcker: Dem Vorredner kann ich verſichern, daß feine 
Forderung einer internationalen Arbeitergeſetzgebung in unſeren Reihen 
der allergrößten Sympathie begegnet. Die Zeit der Handelsverträge 
iſt vorbei, und für das gewerbliche Leben iſt es nothwendig und nüß⸗ 
lich, die Geſetzgebung international zu geſtalten. In ſchöner Weiſe hat 
ein elſäſſiſcher Fabrikant dieſem Gedanken Ausdruck gegeben, wenn er 
forderte: Internationale Geſetze über die induſtrielle Arbeit, ſanktionirt 
durch das Siegel des Chriſtenthums und der Familie. Eine interna⸗ 
tionale Regelung der Rete a de he würde auch alle die Bedenken 
infällig machen, die geſtern noch der Herr Reichskanzler geäußert hat. 
er Abg. Richter hat des Oefteren ſeine Verwunderung darüber aus⸗ 
eſprochen, daß der Reichskanzler die Autorität des Kaiſers in dieſe 
Debatte hineinziehe. Ich verſtehe dieſes Erſtaunen nicht. Wenn des 
Kaiſers Maſeſtät ſich nach einem Jahrzehnt falſcher Geſetzgebung 
(Heiterkeit links) an die Spitze der ſozialen Reform ſtellt, jo iſt es be⸗ 
greiflich, daß er ſelber als Träger dieſer Geſetzgebung dem Volke vor 
die Augen geſtellt wird. Der Kaiſer hat dies betont, und wir können 
dem Mmiſter in keiner Weiſe daraus einen Vorwurf machen. Gegen 
das geſtrige Bu Richters, die Stein⸗Hardenbergiſche Reform für 
ſeine Partei in Beſchlag zu nehmen, muß ich doch ausdrücklich Wider⸗ 
ſpruch einlegen. Ich glaube, es kann gar nichts Entgegengeſetzteres 
gedacht werden, als die Stein ſchen Gedanken über Staat und Gewerbe 
und die Gedanken Richter's über dieſe Sachen. (Sehr richtig! rechts.) 
Es ift ganz unmöglich für die Fortſchrittspartei, ſich mit Stein ſchen Gedan⸗ 
ken und Reformen für die Pläne zu ſchmücken, die jie uns gegenüber vertritt. 
Der Freiherr von Stein war bekanntlich ein Mann der ſtändiſchen 
Vertretung, nicht des Par amentarismus, wie ihn Richter vor Augen 
hat. Seine Ideen vom Staate hat er in einem vertrauten Brief wechſel 
mit Bunſen dahin geäußert: „Der Staat ſei keine landwirthſchaftliche 
oder inbuftrielle Organi ation, ſondern bezwege die retigiöſe moraliſche, 
geiſtige und körperliche Entwicklung ſeiner Angehörigen“. Das iſt doch 
etwas Anderes, als was Sie ſich unter dem Staat denken. Auf dem 
Gebiete des gewerblichen Lebens hat er allerdings nachgegeden: in der 
Niederreißung der Zünfte. (Aha! 1 Aber wer die Dinge kennt, 
weiß, daß dieſe Geſetzgebung durch die Kontinentalſperre nothwendig 
n wurde, und daß von den Miniſtern damals hauptſächlich das 
annrecht der Innungen bekämpft ward, von Stein aber gewiß nicht 
das korporative Element. Er war der Mann, welcher die Noth⸗ 
wendigkeit der Korporationen für das Gewerbe betont hat. Ausdrück⸗ 
lich ſagt er: „Wer da weiß, wie wenig in Bezug auf Freiheit und 
Recht ein perſönliches, wie viel ein moraliſches Individuum 
vermag, wird nicht zögern, ſich für das erſtere, nämlich für korporative 
Grundsätze in den Geſellſchaftseinrichtungen zu entſcheiden.“ 
„Meiſterehre und Jugendzucht“ find die Begriffe, von welchen 
Stein das gewerbliche Leben erfüllt, es ſind dieſelben Gedanken, 
welche er auf die Agrarverfaſſung angewendet wiſſen will. Da 
hat er ſich der Neuerungsſucht Hardenbergs widerſetzt. Er wollte 
nicht, daß die Erbtheilung bei den Bauern zu weit Platz 


greiſe Er ſagte die Folgen davon voraus: die Bauern 
würden zu —Tagelöhnern herabgedrückt und ſtatt der Hörigkeit 
1 den Gutsherrn würden fie in eine ſchlimmere Hörigkeit zu 
uden und Wucherern gerathen. Als die an der liberalen 
Geſetzmacherei bezeichnete er: Umwandlung des Ganzen in Aggregate 
von Geſindel, Juden, neue Reiche, phantaſtiſche Gelehrte (Ruf links: 
Schäffle!) Das iſt Stein, und ſie werden ſich ſchwerlich mit dieſen 
Anſchauungen identifiziren wollen. Wenn dieſe Aera der ſozialen Re⸗ 
form es durch die oppoſitionelle Haltung der Linken zu nichts bringt, 
ſo iſt das eine furchtbare Kritik über die Unfruchtbarkeit der linken 
Seite. (Heiterkeit) Die ausgezeichnete engliſche Fabrikgeſetzgebung iſt 
kein Produkt der Mancheſterweisheit, ſondern ſie iſt derſelbem in 
ſchweren Kämpfen abgerungen worden. Die Befürchtungen, ſie werde 
den Aufſchwung der Induſtrie verhindern, baben ſich nicht real iſirt. 
Das Verbot der Sonntagsarbeit und die Sonntagsrube, die wir aus 
zeligiöſen Geſichtspunkten für unſer Volk erſtreben, laſſen ſich auf dem 
Wege der Koalitionsfreiheit nicht erreichen. Auch entſpricht dieſer Weg 
nicht der Würde des Chriſtenthums. Eine internationale Regelung 
dieſer Frage würde die augenblicklichen Nach heile, die eine dadurch enk⸗ 
ſtehende Verminderung des Arbeitsverdienſtes etwa hat, wieder aus⸗ 
gleichen. Für die möglichſte Einſchränkung der Frauenarbeit ſpricht 
die Pflicht der Reinerhaltung des Familienlebens. Mindeſtens ver⸗ 
langs ich für die verheiratheten Frauen ein Verbet der Arbeit in den 
Fabriken. Die Frage des Normalarbeitstages, der auch im Intereſſe 
des Arbeitgebers liegt, möchte ich innerhalb der korpocativen Genoſ⸗ 
ſenſchaften gelöſt wiſſen. Ein Zwang zur Einführung eines Normal⸗ 
arbeitslohnes iſt damit nicht gegeben. Wir, im Centrum Europas, 
find den ſozialen Kämpfen am meiſten ausgeſetzt. Unſere Aufgabe iſt 
es daher auch, im Sinne des Chriſtenthums dieſe Fragen zuerſt zur 
Löſung zu bringen. (Beifall rechts.) Se 
Abg. Dr. Lasker: Der Herr Vorredner glaubte damit kaiſer⸗ 
lich zu ſein und wie ein Konfervativer zu ſprechen, wenn er ſagte, man 
ſolle es loben und nicht tadeln, wenn der Kaiſer nach zehnjähriger 
verfehlter Geſetzgebung ſich an die Spitze der Umkehr ſtellt. Er er⸗ 
weiſt damit dem Kaiſer wenig Ehre, denn die getadelten Geſetze be⸗ 
ſtehen noch und ſind vom Kaiſer ſanktionirt. Sodann hat der Vor⸗ 
redner die Stein⸗Hardenberg'ſche Geſetzgebung als für ſeine Partei 
vorbildlich in Anſpruch genommen. Nun weiß jeder gebildete Menſch, 
daß Stein zwei Perioden gehabt hat, eine reformatoriſche und eine 
unfruchtbare reaktionäre Periode, in welcher er gegen ſeine eigene 
Schöpfung Oppoſition machte. Aus dieſer Periode hat Herr Stöcker 
ſehr geſchickt die ganze Stein⸗Hardenberg'ſche Geſetzgebung charaktexiſirt. 
Wir haben ja auch jetzt einen Staatsmann, deſſen Leben in zwei Ab⸗ 
ſchnitte zerfällt, in eine produktive, liberale Periode (Lachen rechts. 
Sehr richtig! links), dies war ja die Zeit, wo die Herren Stöcker und 
Genoſſen den Herrn Reichskanzler angriffen als einen Liberalen (Heiter⸗ 
keit linls), — und in die Periode, wo er das tadelt, was er früher 
gethan. Kann man da etwa die ganze Thätigkeit des Kanzlers nach 
dieſer letzten Periode charakteriſiren? Oder glauben Sie, daß, wenn 
man von dem großen Heros Stein ſpricht, man an jene Periode denkt, 
in welcher er in der verbittertſien Kritit gegen die wiederaufgerichteten 
Zuſtände Preußens ſich ausgeſprochen hat? Die Vorgänger des Herrn 
Stöcker haben jene große Erhebungsgeſetzgebung auf das Bitterſte 
bekämpft, während unſere Vorgänger ſie unterſtützt haben, wie auch 
wir ſtets das Wohl der Maſſen zu heben beſtrebt ſind. Es 
ſcheint mir darum, daß der Rückblick auf die geſchichtliche Ver⸗ 
gangenheit, wenn die Geſchichte in Wahrheit verſtanden wird 
und man nicht nur Anekdoten aufzählt, um ſie als Geſchichte 
darzuſtellen, dafür ſpricht, daß wir mit denen in Zuſammenhang ſind, 
die von jeher den Fortſchritt begünſtigt haben nach Maßgabe ihrer 
Einſicht. Kann es ein unbefangeneres Zeugniß geben für unſere pro⸗ 
duktive Thätigkeit in der Oppoſition gegen das Unfallverſicherungsgeſetz, 
als es 1 5 der Reichskanzler ſelbſt abgelegt hat? Bei der Berathung 
dieſes Geſetzes im vorigen Jahre habe ich ausgeisrochen, daß die Re⸗ 
gierung in die äußerſte Verlegenheit kommen würde, wenn das Geſetz 
in einer Form angenommen werden ſollte, daß die Regierung beitreten 
müßte. Sie würde dann ein Auskunftsmittel nur darin gehabt haben, 
daß es ohne eine Anzahl anderer Geſetze gar nicht hätte ins Leben 
treten können. Hätte aber das Geſetz unglücklicherweiſe andere neue 
Geſetze nicht zur Vorausſetzung gehabt, ſo würden wir namenlojes 
Unglück über Deutſchland gebracht haben. Der Herr Reichskanzler hat 
ja jest ſelbſt zugegeben, daß er über den Inhalt jenes Geſetzes ſchlecht 
belehrt geweſen ſei. Bei der Klugbeit des Reichskanzlers war ich ganz 
ſicher, daß er bei irgend einem Punkte Widerſtand leiſten und das Ge⸗ 
ſetz nicht annehmen würde, weil er dieſen Vorſchlag für einen koloſſalen 
Fehler hielt. Hierdurch allein iſt es erklärlich, daß die kleine Differenz, 
wer die Beiträge bei der Arbeiterverſicherung zahlen ſolle, für den 
Reichskanzler genügt hat, unſere Befchlüffe vom Bundesrath ablehnen 
zu laſſen. Denn materiell wäre dieſer Einwand hinfällig geweſen, da 
die meiſten Vertreter der Induſtrie im Volkswirthſchaftsrath und ſogar 
der Abg. Stumm hier im Hauſe der Anſicht waren, die ganze Bei⸗ 
tragspflicht könne die Induſtrie tragen und würde ſich eine 
Ehre daraus machen, es zu thun. (Sehr wahr! links.) Den⸗ 
noch hat der Herr Reichskanzler nicht auf dieſe ſachverſtändige 
Stimme gehört: es war ihm eine ſehr günſtige Gelegenheit, ſich 
der Verlegenheit feines eigenen irrthümlichen Vorſchlags zu entziehen. 
Der Reichskanzler hat die Fortſchrittspartei und die Sezeſſioniſten für 
Mancheſtermänner erklärt, die keinen Sinn und kein Herz für das 
Volk haben, die den Schwachen dem Starken preisgeben, die das höchſte 
Maß von Intereſſe vertreten gegenüber der Selbſtloſigkeit, die verkör⸗ 
pert iſt auf jener Seite des Hauſes. Wenn man dies hört, würde 
man glauben, drüben (rechts) ſei die Vertretung der Unbemittelten, 
hier aber ſeien die reichen Geldprotzen, die nur ein Aude hätten, 
überall die arbeitende Klaſſe her los auszubeuten. So viel wir uns 
auch beklagen über Ihre neuere Geſetzgebung, das haben wir Ihnen 
nicht zugeſchrieben, daß Sie aus bloßem eigenen Intereſſe die Dinge 
gethan haben. (Ruf: Geſchieht noch oft genug.) Jedenfalls iſt dies 
nicht die Art, wie man zur Verſtändigung kommt. (Sehr wahr!) Wir 
haben bis 1878, die Sie doch als die Zeit der liberalen Geſetzgebung 
bezeichnen, mehr Poſitives geleiſtet, als Sie ſeit den dritthalb Jahren. 
in welchen Sie die Maigrität haben. Das Jahr 1878 bezeichnet für 
Sie den Grenzſtein, wo die ehn Jahre verſehlter Geſetzgebung, wie fie 
Herr Stöcker bezeichnet, abſchließen; wenn ſie nun alles, was von 1867 
bı3 1878 geſchehen iſt, uns zur Laſt legen, fo eröffnen Sie uns einen 
Ehrentitel in der Geſchichte Deutſchlands. Wenn ich damit vergleiche, 
was Sie ſeit Ihrer Herrſchaft gethan haben, ſo werden Sie ſehen, daß 
es — mit alleinigem Ausſchluß der Schutzzollgeſetzgebung — als ein 
geringes Quentchen in die Wagſchale fällt. Nicht den zehnten Theil 
find Sie bisher zu vollführen im Stande geweſen, weil Sie den ge⸗ 
meinſamen Boden nicht finden können und weil überdies die Geſetzge⸗ 
bung der vorangegangenen zehn Jahre ſo wohl gefügt iſt, daß Ihre 
erſtörende Kraft nur Einzelnes an den Außenwänden abbrödeln kann⸗ 
er Reichskanzler hat über den kleinen Kern der Interpellation einen weiten 
Nebelring politiſcher und ehtaler Betrachtungen gezogen und hat Ab⸗ 
rechnung gehalten mit dieſer (linken) Seit: des kaufst, aber aus klugen 
Rückſichten die Nationalliberalen noch N en. Er iſt erſtaunt, 
daß man in den Arbeiterkreiſen nicht den Anerbietungen der Regierung 
Zutrauen geſchenkt habe und bei den Wahlen das Vertrauen zuge⸗ 
wendet habe Denienigen, welche kein Herz haben für die arbeitenden 
Klaſſen. Sie kennen ja alle dieſe Dinge aus dem Verdächtigungslexiken 
gegen die liberale Partei. (Sehr gut! links.) Der Reichskanzler hat 
damit aber nicht die Kreiſe gemeint, die ſozialdemokratiſch gewählt 
haben, mit denen will er es jetzt nicht verderben. Er beginnt auch mit 
dieſer Fraktion das diplomatiſche Verhältniß, welches er mit jeder 
Fraktion bis jetzt begonnen hat: ſo viel herauszuziehen, als Unter⸗ 
ſtützungswerth in dieſer Fraktion ſtecken mag. (Sehr out! links) 
Sollte ſich der Reichskanzler nicht die Frage vorgelegt haben, ob nicht 
Ga ra Theil feiner Politik, der bejiunmt iſt, das größte 
teuermaß auf die Mindeſtbemittelten zu werfen, in dieſen Arbeiter 


kreiſen keinen Anklang gefunden habe? Die dadurch bewirkte Belaſtung 
ſeines Budgets hat der arme Mann ſofort begriffen, ohne daß er in⸗ 
deſſen jene metaphyſiſche Spekulation verſtand, der zu Folge eine Ver⸗ 
theuerung entweder gar nicht eintrete oder auf das Konto des Ver⸗ 
käufers entfalle. (Sehr gut! links.) Hierbei hat der Reichskanzler 
aber auch ein anderes Geheimniß außer Acht gelaſſen. Er geht davon 
aus, daß man, um den Freigeitsſinn des Volkes einzuſchränken, nur 
ſeine materielle Lage zu verbeſſern brauche. Aber ſo ſind die Menſchen 
doch nicht konſtruirt. Selbſt ein Sozialdemokrat verkauft nicht für ein 
Linſengericht ideale Anſprüche der Freiheit und der freien Bewegung. 
Hierin liegt auch der Grund dafür, daß der liberale Gedanke ſich jo 
ausgedehnte Geltung verſchafft hat. Von dem Augenblicke an, da ich 
hörte, daß die Abſicht der die wirthſchaftliche Reform begleitenden 
Finanzreform die Entlaſtung vorzugsweiſe des Grundbeſitzes bezwecke, 
lag mir die Unmöglichkeit vor Augen, dieſe Politik als eine auf das 
Wohl der arbeitenden Klaſſen gerichtete zu bezeichnen. Aus dieſem 
Grunde, nicht aus Habt haben wir dieſer Politik widerſtanden. 
Wie ſollte auch ich wohl, der ich in meinem ganzen Leben nicht über 
ein beſcheidenes Einkommen hinausgekommen bin, der ich immer 
in voller Verbindung mit nothleidenden Menſchen lebe, dazu kommen, 
den mitarbeitenden Menſchen gegenüber eine herrloſe Politik zu treiben! 
Man wird es Ihnen nicht glauben, daß Sie allein (rechts) vom 
guten Willen für die arbeitenden Klaſſen beſeelt ſeien. Das Ver⸗ 
trauen, das uns die arbeitenden Klaſſen entgegengebracht haben, be⸗ 
weiſt Ihnen dies. Meine Herren, der Reichskanzler hat das Stichwort 
feiner Politik geändeit, er hat nun plötzlich die Korporationen ange⸗ 
nommen: die korporativen Verbände müſſen alles löſen. Aber wer 
hat wohl eine Vorſtellung davon, wie der Reichskanzler ſie ſich denkt? 
wie durch ſie die ſtaatlichen Verhältniſſe geordnet werden? Auch wir 
ſind von dem Gedanken ausgegangen, daß die Korporationen allein 
nicht helfen können und deshalb haben Einzelne von uns die Bewe⸗ 
gung der Gewerkvereine entſchieden unterſtützt, ausgehend von der 
Betrachtung, daß nach dem heutigen Zuſtand der Arbeiter nicht die 
Herrſchaft über die Bedingungen des Arbeitervertrages hat, weil er 
als Einzeiner es nicht vermag; dagegen haben wir in England ge⸗ 
ſehen, daß die Arbeiter in Gewerkvereinen ſtark genug ſind, 
um auch freie Kontrahenten des Arbeitsvertrages zu werden. 
Der bereits eingeſchlagene Weg iſt verbunden mit Schwierigkeiten 
in "den erſten Zeiten. Die Strikes bringen viel Unordnung 
hervor und es hat ſich dieſe Bewegung als unverträglich mit der 
bürgerlichen Ordnung herausgeſtellt, Aber meinen Sie über⸗ 
haupt, daß eine Umformung irgend welcher Art unſerer Geſell⸗ 
ſchaft ohne eine ſehr erhebliche Erſchütterung des Ganzen geſchehen 
könnte? Wollten wir wirklich den Weg der Staatsunterſtützungen be⸗ 
treten, ſo würde das n der herbeiführen, weit heftiger, als 
wenn man auf dem Wege der Ge verkvereine, der Selbſthilfe und 
Selbſtthätigkeit die Umwandlung herbeiführt. Sie ſpielen mit dem 
Feuer. Denn die erſte Bedingung jedes Staatszuſchuſſes iſt die pro⸗ 
greſſive Einkommenſteuer, die den Charakter einer Konfiskation eines 
Theils des Vermögens hat. Die Erhöhung der Löhne durch Eingreifen 
der bürgerlichen Geſetzgebung iſt gleichbedeutend mit dem Effekt, daß 
Kapital, liegendes Vermögen in ſeinem Einkommenswerth fällt, da⸗ 
egen der der Arbeit ſteigt. Sie klagen jetzt über Extwerthung Ihrer 
Güter, über den Rückgang der Erträgniſſe des Grundbeſitzes. Und doch 
iſt das nur ein Kinderſpiel gegen das, was eintreten muß, wenn Sie 
das Einkommen der Nation vertheilen wollen, um den Geſammtgewinn 
den Arbeitern zuzuwenden. Mit Unrecht behauptet der Reichskanzler, 
daß wir jeden Antrag, den er bringt, ablehnen würden. Nur unpraf⸗ 
tiſchen Vorſchlägen gilt unſere Oppoſition. Er ſelbſt hat beſtätigt, daß 
unſere Oppoſition gegen das Unfallverſicherungsgeſetz umſichtig geweſen 
iſt. Seien auch Sie darum vorſichtig mit Ihrem Tadel gegen die 
Geſetzgebung der letzten zehn Jahre, mit dem Vorwurf, daß wir 
unproduftiv geworden und nur Luſt hätten am Negiren. (Beifall links.) 
„Abg. v. Schorlemer⸗Alſt: Der Abg. Lasker tadelt Herrn 
Stöcker, daf er, nachdem er im Eingang ſeiner Rede die Prrſon des 
Kaiſers erwähnt hat, auf die Umgeſtaltung der ſchlechten Geſetzgebung 
der letzten 10 Jahre iu ſprechen gekommen iſt. Ich werde an dem 
alten Grundſatz feſthalten, die allerhöchſte Perſon nicht in die Debatte 


zu ziehen (Zuſtimmung), um fo mehr aber kann ich dann verſichern. 


aß ich die Geſetzgebung nicht nur der letzten zehn Jahre, ſondern noch 
längerer Zeit für grundſchlecht halte, hauptſächlich für den Grundbeſitz 
und die Arbeiter. Dann jagt Herr Las ker, feine Freunde, die Reprä⸗ 
ſentanten des liberalen Gedankens, ſeien ſtets beſtrebt, das Wohl der 
Maſſen zu fördern. Ja, hat denn Ihr Freihardel, die Wucherfreiheit, 
und der Kulturkampf das Wohl der Maſſen befördert. (Heiterkeit links.) 
Dann ſagt Herr Lasker, der Reichskanzler habe die geringe Differenz 
über die W des Betrages benutzt, um das Unfallverſicherungs⸗ 
Geſetz zu Falle zu bungen, weil er ſich von der Unhaltbarkeit deſſelben 
ſchon während der Berathungen überzeugt hatte. Sie irren ſich, Herr 
Lasker. Die Zeiten ſind vorüber, wo Sie dem Herzen des Kanzlers ſo nahe 
ſaßen und ſo tiefe Blicke in daſſelbe werfen konnten. (Große Heiter⸗ 
fit.) Dann jagt der Herr Kollege, die Liberalen hätten zur Zeit ihrer 
Herrſchaft — ich bitte den Ausdruck zu konſtatiren — mehr Poſitives 
geleiſtet als die Konſervativen. Ja, wenn Einreißen und Zerftören 
Poſitives leiſten heißt, dann baben fie viel geleiſtet. Ich erkenne aber 
an, daß von den Konſervativen und vom Reichskanzler bis jetzt nichts 
geleiſtet worden iſt, was möglich geweſen wäre. Der Grund liegt 
darin. daß Sie (rechts) nicht als ſelbſtändige Partei aufſutreten wagen; 
und daß die Liberalen immer noch an den Rockſchößen des Kanzlers 
hängen. (Ruf links na, na!) Wenigſtens haben Sie fie nicht gern 
losgelaſſen. (Heiterkeit; Abg. Rickert ruft: Sie greifen ja mit beiden 
Händen danach!) Ferner hat Herr Lasker von dem fruchtbaren Regen 
der Geſetzgebung geſprochen. Ja, es war ein Regen, aber ein 
Platzregen, leider vermiſcht mit zu viel Hagelſchlag. (Oho! links.) 
Herr Richter hat wieder einmal die Verkbeuerung der Lebens⸗ 
mittel durch den Kornzoll vorgeritten. Der Kornzoll hat gar 
nichts vertheuert, denn trotz dreier ſchlechter Ernten ſind die 
Preiſe jetzt niedriger als vor den Zöllen. Ich muß anerkennen, daß 
der Reichskanzler geſtern gegen ſich ſelbſt geſprochen hat; ſoweit er 
gegen die Interpellation Hertling's pole miſirte — und das war nicht 
leicht — hatte er ſeine Waffen aus Mancheſter bezogen. Es fcheinen, 
um ſeine Ausdrucksweiſe zu gebrauchen, foſſile Reſte aus früherer Zeit 
zu ſein. Ihre Freude darüber, meine Herren (nach links), iſt aber 
doch verſrüht, denn der Kanzler ſprach immer noch von Staatshilfe 
und das Tabacksmonopol hat er mindeſtens dreimal erwähnt. Er hält 
die Interpellation für nicht zeitgemäß, weil entſprechende Vorlagen 
erſt im April kämen, denn die Lage der Arbeiter und Hand⸗ 
werler iſt eine jo drückende, daß baldige Abhilfe geſchafft werden muß. 
Hätte die Interpellation kein anderes Verdienſt, ſo wäre das ſchon 
werthvoll, daß ſie den Reichskanzler veranlaßt hat, ſich für die 
ping korporativer Verbände zu erklären. Den Ausfall der Wah⸗ 
len beurtbeilt der Reichskanzler doch woyl nicht ganz richtig. Soweit 
die Wahlen überhaupt einen Rückſchluß auf die Stimmung der Arbei⸗ 


terkreiſe zulafien, jo enthalten fie ein Verdikt gegen den Staats ſozia⸗ 
lismus. Der Hexenſabbath, den die ofſiziöſe Preſſe aufführen durfte 
und die Idee des Tabaksmonopols, als Patrimonium der Enterbten, 


bat den Konſerpativen manchen Wahlſitz gekoſtet. Hätte der Reichs⸗ 
kanzler damals ſchon ſich für korporative Verbände erklärt, 
die Wahlen würden ganz anders ausgefallen ſein. Der Staats⸗ 
Sorialismus iſt ebenſo wie die Sozialdemokratie eine falſche 
Reaktion gegen die liberale Individual ' ſirung und Atomiſtrung. 
Beim Staatsſo ialismus kommt man durch den Druck der Maſſen 
immer mehr und mehr dazu, aus dem Augemeinen in das Patrimo⸗ 
nium der Enteriten beizuſteuern und gleichzeitig wächſt die Gefahr der 
Omnipotenz des Staates. Man ſollte die wirthſchaftliche ſoziale Frage 
ohne Politik , dann würde man weiter damit kommen, ſucht man 
aber politiſche Machtfragen damit zu verknüpfen, ſo gelangt man über 
den Staatsſozialismus zur Sozialdemokratie. Die Vorliebe des Reichs⸗ 
kanzlers und der Konſervativen für den Staatsſozialismus hat ihren 
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Grund darin, daß fie in der Vorſtellung leben, derſelbe werde ſtets 


unter der mächtigen Hand des Kanzlers ſich abſpielen. Denken Sie ſich 
doch aber einmal den Staatsſozialismus unter der Herrſchaft der 


Aberalen oder der Fortſchrittspartei, dann werden Sie eine ger 
Mile Abneigung gegen denſelben empfinden. ( (Heiterfeit.) 
Erſtaunt bin ich, daß bei der Frage der Sonntagsruhe 


* die Verbindung der erſten und 
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Damit ſchließt die Debatte; ein Beſchluß wird nicht gefaßt, weil 
dies bei den Interpellationen geſchäſtsordnungsmäßig nicht zuläſſig iſt. 
s folgt eine Reihe perſönlicher Bemerkungen. 
g. Sonnemann konſtatirt, daß er durch den Schluß der 
Debatte verhindert ſei, den Standpunkt feiner Partei- darzulegen. 

Auf der Tagesordnung ſſtehen noch einige Wahlprüfungen, deren 
Erledigung das Haus vertagt. Präſident v. Levetzow ſchlägt für die 
Tagesordnung der nächſten Sitzung u. A. die erſte und zweite Be⸗ 
rathung des Antrages Windthorſt vor. . 

Abg. v. Bennigſen beantragt nur die erfte Berathung auf 

die Tagesorbnung zu ſetzen, da für die zweite doch keine Zeit fein 
erde. 

Die Abgg. Windthorſt und Richter (Hagen) empfehlen aber 

; zweiten Berathung, worauf Herr 

v. Bennigſen ſeinen Widerſpruch zurückzieht. 

Schluß 5 Uhr. Nächſte Sitzung Mittwoch 11 Uhr. (Rech⸗ 
nungsporlagen, Antrag Rittinghauſen, Antrag Windthorſt, Antrag 

app⸗Sonnemann). 
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Briefe und Zeitungsberichte. 


©: Berlin, 10. Januar. [Interpellation Hert⸗ 
ling. Der königliche Erlaß. Antrag Windt⸗ 
horſt. Reichstag.] Die heutige Fortſetzung der Ver⸗ 
handlung über die Interpellation Hertling war 
im Ganzen ſehr unintereſſant; die ganze Verhandlung dieſer 
zwei Tage kann als neuer Beleg für die alte Erfahrung gelten, 
daß ein Parlament ſehr wenig dazu geeignet iſt, Spezialfragen, 
in denen das Für und Wider nur durch minutiöſe Vergleichung 
er von den verſchiedenen Standpunkten aus vorzubringenden 
tgumente aufgeklärt werden kann, weiter zu fördern, fo lange 
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79 ſich nicht eine überwiegende Meinung unter den Sachkundigen 
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herausgebildet hat. Ein Parlament kann in ſolchen Dingen nur 
Ddzultate ziehen, und da die ſozialpolitiſche Unterſuchung dieſer 

peration in Betreff von Fragen, wie Beſchränkung der Frauen⸗ 
arbeit, Normalarbeitstag ꝛc. noh nicht genügend vorbereitet hat, 
o hat man darüber geſtern und heute nur ſehr oberflächliche 
Aphorismen zu hören bekommen. — Die Nachricht, daß eine 

eſprechung von Delegirten der liberalen Fraktionen über 
den königlichen Erlaß vom 4. d. Mts. ſtatt⸗ 
finden ſolle, iſt nicht zutreffend. Auf der liberalen 
Seite überwiegt die Auffaſſung, daß dieſer vom König 
von Preußen an das preußiſche Staatsminiſterium gerichtete 
Erlaß vorderhand den Reichstag zu formellen Beſchlüſſen und 


2 7200 zu einer direkten Verhandlung darüber nicht zu veranlaſſen 


raucht; feine praltiſche Spitze trifft das preußiſche Beamtenrecht, 
das nicht vor den Reichstag gehört. Eine Rückwirkung der 
Durchführung der in dem Erlaß aufgeſtellten Grundſätze auf die 
Reichsangelegenheiten iſt allerdings mit Sicherheit zu erwarten, 


1 und deshalb beſteht kein Zweifel darüber, daß man über die 
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Kundgebung vom 4. d. M. ſich bei geeigneter Gelegenheit, 
z. B. bei Wahlprüfungen auszuſprechen haben wird; aber zur 


AJnitiative für eine ſpezielle Verhandlung darüber war wenig 


Geneigtheit vorbanden. Während der heutigen Sitzung zirkulirte 
allerdings eine Kopie einer offiziöfen Korreſpondenz, in welcher 
angekündigt wurde, Fürſt Bismarck werde den Erlaß amtlich 
dem Reichetage zugehen laſſen. Sollte das wirklich geſchehen, fo 
würde, da es verfaſſungsmäßig nur Vorlagen des Bundesraths 
an den Reichstag giebt, die Sache gerade ſo liegen, wie vor 
einigen Wochen bei der offiziellen Zuſendung der kaiſerlichen 
Eröffnungs⸗Botſchaft: von ſelbſt, auf Grund der Geſchäftsord⸗ 
nung, würde das Aktenſtück auch dann nicht auf die Tagesord⸗ 
nung kommen; die Frage der Opportunität der Herbeiführung 
einer Verhandlung darüber läge aber ganz ſo wie jetzt. — Auch 
heute, am Vorabend der Debatte über den Antrag Windt⸗ 
horſt, iſt das Schicksal deſſelben noch jo unbeſtimmt, wie 
während der Vertagung, doch waren hervorragende Mitglieder 
des Hauſes, welche perſönlich gegen den Antrag ſind, der Mei⸗ 
nung, er werde, falls morgen ſchon die zweite Berathung mit 
der erſten verbunden wird, durch eine äußerſt bunte Majorität 
(Zentrum ſammt Hilfskorps, ein Theil der Fortſchrittspartei und 
der äußerſten Rechten) angenommen werden. Der Verſuch einer 

erſtändigung zwiſchen den drei liberalen Fraktionen iſt dadurch 


auf den letzten Augenblick verſchoben, daß die Fortſchrittspartei, 
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e in dieſer Frage am uneinigſten iſt, noch zu keiner 


* Entſcheidung gelangt iſt; in einer heute Vormittag abgehaltenen 


Gegner 
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Fraftions-Berathung hielt Herr Hänel zur Vertretung feines be⸗ 
ee Standpunktes eine Rede, die großen Eindruck gemacht 
den aber die Berathung wird heute Abend noch fortgeſetzt wer⸗ 
Betechmd die von Mitgliedern der Fortſchrittspartei angeftellten 
eg nungen darüber, wie ſtark ſchließlich die Fre. de und die 
beblich des Antrags in dieſer Fraktion ſein werden, weichen er⸗ 
von einander ad. Die parlamentariſche Situation iſt be⸗ 


treffs deſſelben ſo, daß man noch im letzten Augenblick auf 


Ueberraſchungen gefaßt fein kann. — Trotz der geſtrigen offiziö- 
ſen Ankündigung, daß behufs der Entſcheidung über eine neue 
Tabaksſteuer⸗Vorlage der Reichstag nach Oſtern nochmals zu⸗ 
ſammentreten ſolle, gilt dies kritiſcheren Beurtheilern keineswegs 
als gewiß; ſolche halten vielmehr an der Anſicht feit, daß über 
dieſe Frage lediglich auf Grund des Verhältniſſes, das ſich im 
Landtage zwiſchen der Regierung und dem Zentrum herausſtellen 
wird, Beſchluß gefaßt werden wird. 


Lelegraphiſche Nachrichten. 

Berlin, 10. Januar. In der am 9. d. Mts. unter dem Vorſitze 
des Staatsminiſters von Boetticher abgehaltenen Plenarſitzung des 
Bundesraths machte der Vorſitzende zunächſt Mittheilung davon, daß 
demnächſt ein im Reichsamte des Innern ausgearbeitetes General⸗ 
Regiſter zu den Druckſachen und Protokollen des Bundesraths lein⸗ 
ſchließlich des Bundesraths des deutſchen Zoll⸗ und Handelsvereins 
und des Bundesraths für Elſaß⸗Lothringen) für die Jahre 1867 
bis 1881 erſcheinen und zur Vertheilung gelangen werde. Der 
Vorſchlag des al die Vorlagen, betreffend die Zus 
laffung, gemiſchter Privattranſitlager von Getreide in Pillau 
und Konſtanz, in einer der nächſten Sitzungen zur Berathung und 
Beſchlußnahme zu bringen, fand die Zuſtimmung der Verſammlung. 
Sodann nahm die Verſammlung Kenntniß von den Vorlagen, be⸗ 
treffend eine Zuſatzerklärung zur Reblaus⸗Konvention vom 3. Novem⸗ 
ber 1881, den Geſchäftsbericht des Bundesamts für das Heimathweſen 
für 1880/81, den deutſch⸗italieniſchen Handelsvertrag vom 31. Dezem⸗ 
ber 1865 und die Schifffahrts⸗Konvention vom 14. Oktober 1867, ſowie 
betreffend die Einſtellung eines Verfahrens wegen Beleidigung des 
Bundesrath. Endlich wurden mehrere Eingaben, betreffend die Zoll⸗ 
tarifirung von gebranntem Kakao, die Ermäßigung des Eingangszolls 
für Holzpapierſtoff im teigartigen Zuſtande und die ſtatiſtiſche Gebühr 
für Steinkohlen, den zuſtändigen Ausſchüſſen überwieſen. 

Hirſchberg i. Schl., 10. Januar. Bei der heutigen 
Erſatz⸗Wahl zum Abgeordnetenhaus wurde Kreisgerichts⸗Direktor 
a. D. Ottow (lib.) mit 165 St. gegen den Landesälteſten 
v. Küſter (konſ.), welcher 160 St. erhielt, gewählt. 

München, 10. Januar. Die Kammer der Abgeordneten 
berieth heute über die Anträge Lerzer's (klerikal) auf Minderung 
der Militärausgaben und auf ſpätere Anberaumung der Zeit für 
die jährliche Hauptübung der bairiſchen Truppen. Zu erſterem 
Antrage lag ein Modifikationsantrag Frankenburger's auf Ein⸗ 
ſchaltung der Worte „ſoweit dies ohne Schädigung der Reichs⸗ 
wehrkraft und der Schlagfertigkeit des Heeres geſchehen kann“ 
vor. Nach längerer Debatte wurde der Antrag Frankenburger's 
abgelehnt und wurden die Anträge Lerzer's angenommen. Der 
Kriegsminiſter hatte erklärt, auch die Regierung wünſche eine 
Herabminderung der Militärlaſt, müſſe aber ihre Verpflichtung 
gegen das Reich getreulich erfüllen und dieſes lege nicht ohne 
Grund Opfer auf. Auch in Betreff der Zeit für die Hauptübungen 
15 5 ſei Baiern an einer übereinſtimmenden Handhabung 
gehalten. 

Paris, 10. Januar. Senat. Der Alterspräſident Gauthier 
eröffnete die Sitzung mit einer Anſprache, in welcher er ſagte, 
daß eine Reviſion der Verfaſſung des Landes unnöthig werde, 
da die Senatswahlen am Sonntag eine Vermehrung der republi⸗ 
kaniſchen Majorität ergeben hätten, die geneigt wäre, alle dem Lande 
nützlichen Reformen zu bewilligen. Der Redner erinnerte an die Aeuße⸗ 
rungen Gambetta's in Cahors gegen einen beſchleunigten Zuſammen⸗ 
tritt der Kammern und ſagte, daß die Wahrheit dieſer Worte 
auch heute noch gelte. Der Senat vertagte ſich darauf bis 
Sonnabend. 

In der Deputirtenkammer wurde Briſſon zum Präſidenten 
wiedergewählt; die Wahl der Vizepräſidenten wird am Don⸗ 
Bee ſtattfinden. 

ondon, 9. Jan. Dem „Reuter'ſch en Bureau“ wird aus 
Kairo vom heutigen Tage gemeldet: In der bereits ſignaliſirten 
Kollektibnote Englands und Frankreichs heißt es: Die beiden 
Reßierungen betrachten die Erhaltung des Khedive auf dem 
Throne unter den durch die ſucceſſiven Firmans ſanktionirten 
Bedingungen als die einzig mögliche Bürgſchaft für die Ordnung 
und Wohlfahrt Egyptens, an welcher Frankreich und England 
gleichmäßig intereſſirt ſind. Die beiden Regierungen, eng ver⸗ 
bunden durch den Entſchluß, mittelſt vereinter Bemühungen 
alle Anläſſe zu inneren oder äußeren Verwickelungen ab⸗ 
zuwenden, zweifeln nicht, daß die offen ausgeſprochene Ver⸗ 
ſicherung ihrer formellen Abſicht dazu beitragen werde, Gefahren 
vorzubeugen, welche die Regierung des Khedive fürchten könnte, 
Gefahren, denen überdies England und Frankreich ſicher vereint 
begegnen würden. Die Regierungen hoffen, der Khedive ſelbſt 
werde aus dieſer Verſicherung das Vertrauen und die Kraft 
ziehen, deren er zur Leitung der Geſchicke Egyptens bedarf. 

Konſtantinopel, 10. Januar. Der Miniſter des Aus⸗ 
wärtigen, Aſſim Paſcha, hat, wie verlautet, jüngſt ſeine früheren 
Erklärungen über die von der Pforte in Tripolis gegenüber 
Tunis eingenommene Haltung erneuert und beſtätigt, obwohl 
ſich die Sprache der türkiſchen Blätter in Bezug auf Tunis 
nicht geändert hat. — Der Sultan hat dem italieniſchen 
Miniſterpräſidenten, Depretis, ſowie dem Miniſter des Aeußern, 
Mancini, und dem General Medici den Osmanie⸗Orden erſter 
Klaſſe verliehen. 

Verantwortlicher Redakteur: Hfittheilung in Posen. — 


Für den Inhalt der folgenden Mittheilungen und Inſerate 
übernimmt die Redaktion keine Verantwortung. 


8 Beobachtungen zu Poſen 


m Januar, 
Dat u m Barometer auf U a Temp. 
Gr. reduz. inmm.]“ Win d. Wette r. i. Celſ. 
Stunde dz m Seeböbe Grad. 
10. Nachm. 2 758,7 I mäßt bedeckt) + 3.6 
10. Abnds. 10 758.8 W lebhaft bedeckt + 4.7 
11. Morgs. 6 5 S lebhaft bedeckt 3,3 

mm. 


er 1,3 mm. 
m 10. Wärme⸗Moximum + 407 Celſ. 
= » Märme-Minimum + 101 5 


MWaflerftand der Warthe. 
Poſen, am 10. Januar Morgens 1,2) Meter. 
5 . 47 5 Mittags 1,24 

. * 


Morgens 1,28 


2 2 
s 2 


Nach Schluß der Börſe: Kreditaktien 297, Franzoſen 2778, Ga⸗ 
lizier 263, Lombarden 125, II. Orientanl. —-, P —,. 
öſterr. Goldrente —. 

Wien, 10. Januar. (Schluß⸗Courſe.) Oeſterr. und ungar. 


Kreditaktien matt, Bahnen theilweiſe abgeſchwächt, Renten ruhig. 
Schluß gedrückt. 

Papierrente 77,22}: Silberrente 78,50. Oeſterr. Goldrente 94,00. 
Ungariſche Goldrente 119,60. 1854er Losie 122,50. 1860er Looſe 
133,00. 1864er Looſe 173.2). Kreditlooſe 177.20 Ungar. Prämienl. 
122,70. Kreditaktien 339,50. Franzoſen 323,50 Lombarden 146,75. 
Galizier 306,00 8 147,50 Pardubitzer 163,50. Nordweſt⸗ 
bahn 227,20. Eliſabethbahn 217,50. Nordbahn 2585. Oeſterreich⸗ 
ungar. Bank —.—. Türk. Looſe —.— Unionbank 141,00. Anglo⸗ 

Wiener Bankverein 137.10 Ungar. Kredit 337.25. 
Pariſer do. Ei 


bahn —,—. 

44prozent. ungar. Bodenkredit⸗Pfandbrieſe —, Elbthal 250,00, 
ungarische Papierrente 89,10, ungar. Goldrente 88,80, Buſchtierader B. 
—.—. Ung. Präml. —. Eskompte —.—. 

Nachbörſe: Oeſterr. Kreditaktien 337,80. . 

Wien, 10. Januar. (Abendbörſe.) Ungar. Kreditaktien 333 25, 
öſterr. Krediktaktien 336,00, Franzoſen 322.50, Lombarden 144,50, Gas 
lizier 304,50, Anglo⸗Auſtr. — öſt. x anerrente, 77,15, do. Golde, 
rente 94,00, Marknoten 58,30, Napoleons 9,43}, Bankverein 136,00, 
Elbthal 248,50, ungar. Papierrente 89,00, 4prozent. ungar. Goldrente 
88,70, 6proz. ungar. Goldrente —, Nordweſtbahn 226,50. 

orenz, 10. Januar. 5pCt. Italien. Rente 90,72, Gold 20,53. 

London, 10. Januar. Ruhig. Conſols 100,5, Ital. öproz. Rente 
863, Lombard. 12}, Zproz. Lombarden alte 10%, 3proz. do. neue 11, 
5proz. Ruſſen de 1871 87, 5pros. Ruſſen de 1872 853. öproz. Ruſſen 
de 1873 858, proz. Türken de 1865 133, 3 proz. fundirte Amerikaner 
105. Oeſterr. Silberrente —, do., Papierrente —, Ungariſche Gold⸗ 
rente 741, Oeſterr. Goldrente 79%, Spanier 28}, Egypter 71, Aproz. 
preuß. Conſols —. proz. bar. Anleihe —. 

Platzdiscont 4 pCt. 5 ; 

1 0 einih Fr Deutſche Plätze 20,69. Wien 12,06. Bari. 
25,60, Petersburg 244. 

Aus der Bank floſſen heute 150,000 Pfd. Sterl. 8 

Newyork, 9. Januar. (Schlußkurſe.) Wechſel auf Berlin 944, 
Wechſel auf London 4,805, Wechſel auf Paris 5,248, Be fundirte 
Anleihe 1023, Iprozentige fundirte Anleihe von 1877 1178, Erie⸗Bahn 
393, Zen ral Pacific 1134, Newyork Zentralbahn 1308, Chicago» 
Eiſenbahn 139}. Cable Transfers 4,858. 5 

Geld leicht, für Regierungsſicherheiten 3 Prozent, für andere 
Sicherheiten ebenfalls 3 Proz. 5 
Produkten⸗Kurſe. : 

Königsberg, 10. Januar. Getreidemarkt. Weizen unverändert. 
Noggen unverändert, loco 121/122pfd. 2000 Pfd. Zollgew. 160,000, pr. 
Jauuar 157.50, pr. Frühſabr 163,50. Gerſte fill. Hafer ruhig. Ioco 
2000 Pfd. Zolfgewicht. 130,000, pr. Frübfahr 136,00... Weiße Erbien 
pr. 2000 Pfd. Jollgewicht 151,00. Spiritus pr. 100 Liter 100 pet. 
loco 45,75, pr. Januar 45,75, pr. Frühjahr 49,00. — Wetter: Windig. 

Bremen, 10. Januar. Petroleum (Schlußbericht) niedr. Standard 
white loco 6,90 bez., pr. Februar 6,95 Br., per März 7,10 Br., per 
April 7.30 Br., per Mai 7,30 Br., pr. Auguſt⸗Dezember 8,05 Br. 

Hamburg, 10. Januar. Getreidemarkt. Weizen loco unveränd., auf 
Termine ruhig. Roggen loco unveränd., auf Termine ruhig.? * Br. 
Januar 230,00 Br., 228,00 Gd., per April⸗Mai 227, kn 
225,00 Gd. Roggen per Januar 172,00 Br., 170,00 Gd., per April: 
Mai 162,00 Br., 160,0) Gd. Hafer u. Gerſte unveränd. Rüböl ruh. loco 
58,00, der Max 58,50. — Spiritus unverändert, per Januar 40% Br;, 
per Februar⸗März 401 Br., per März⸗April 40% Br., per April⸗Mai 
404 Br. Kaffee matt, geringer Umſatz. Petroleum behauptet, Standard 
white loco 7,50 Br., 7,40 Gd. per Januar 7,35 Gd., per Februar⸗ 
März 7,50 Gd. — Wetter: Kälter. ; 

Wien, 10. Januar. (Getreidemarkt.) Weizen pr. Frühjahr 
12,52 Gd., 12,55 Br. Da pr. Frühjahr 8,34 Gd., 8,36 Br. ais 
pr. Mai⸗Juni 7.52 Gd. 7,55 Br. 

Petersburg, 10. Januar. Produktenmarkt. Talg loco 
61.00, pr. Auguſt —.—. Weizen loco 16,00, Roggen loco 10,50. 

afer loco 5,25. Hanf loco 35,00. Leinſaat (9 Pud) loco 14,00. — 


hauwetter. € 
An der Küſte angeboten 9 Weizen⸗ 


London, 10. Januar. 
ladungen. — Wetter: Kälter. g f 
Liverpool, 10. Januar. Baumwolle. (Schlußbericht.) Umſatz 
10,000 Bullen, davon für Spekulation und Export 1000 Ballen. 
Amerikaner feit, Surats ſtetig. Middl. amsrikaniſche Februar⸗März⸗ 
Lieferung 63, April⸗Mai⸗Lieferung 633, Mai⸗Juni⸗Liefe⸗rung 675 
Juli⸗Auguſt⸗Lieferung 7 d. } g 
Liverpool, 10. Januar. Baumwolle. (Schlußbericht.) Weitere 
Meldung. Umſatz 12,000 B. davon für Spekulation und Export 
1000 B. Amerikaner „4 d. höher. 3 5 
Newyork, 9 Januar. Waarenbericht. Baumwolle in Newpork 
1148, do. in New⸗Orleans 113, Petroleum in Newuyort 68 Gd., do. in Phi 
ledelphig 63 Gd. rohes Petroleum 65, do. Pipe line Gertificateß 
— B. 810. Mehl 5 D. 25 C. Rother Winterweizen loko 1 D. 45 
©. do. per laufenden Monat 1 D. 434 C., do pr. Februar 1 D. 


46 C., do. per März 1 D. 474 C. Mais (old mixed) 71 0. 
Zucker (Fair reflniug Muscovados) Tr. Kaffee (Rio⸗) 104. Schmalz 
(Marke Wilcox) 1144, do. Fairbanks 11 do. Rohe u. Brothers 11%. 


Spec (short clear) 91 C. Getreidefracht 41. 

Newyork, 9. Januar. 3 der letzten Woche 
von den atlantiſchen Häfen der Vereinigten Staaten nach England 
62,000, do. nach dem Kontinent 30,000, do. von Kalifornien 
Oregon nach England 85,000 Orts. 


Lambert's Concert⸗Saal. 
Montag, 5 


den 23. Jaunar er., Abends 8 uhr: 


II. Sinſonie- Concert. 
W. Appold. 


0 e een 1 * A ey in ö Fr 3 „ 7} 


f i 

y geodukten- -Börfe, M., . bie 27.50 Mark. — Roggenmeb! inf, &a t 0: Stettin, 10. e en der Göre Wetter: 

4 2 ber Jenn eee 0,1: 23,75 bis 22 ver Januar 28775 £ + 6° WNW. 

1 Berlin, 10, Januar. Wind: NW; Weiter: Trübe. 5 Januar: Jehrun 23.60 bezahlt, per Februar⸗März 23,50 bezahlt be r en ne TE 0850 5 
ri 


0 "Mai 23,40--23,35 besablt, der 22,95 5 de lt, el N 
el, Anmeld. — a been Mole ee dart | Fun 270 able. — "Sean ae A a 1 April c a e d dc, Br. und Gd. 2’ 


e 150 et u et 5 per 1000 gem menigneränd, ver 1000 b late inlänbiiher 106-1734 


M. begabt, Avril Mai 2264226: M. bezahlt. Mark. — Rüböl per 100 Kilo Ipfo 8 Faß 56,8 — 
5 5 per run ar M. N00 8 10 t 57 5 5 5 70 N 57,3 Mel a Kr 2 S W 8 1 ed M 4 der Beni. Mal 108 168 05 155 5 — 
— ve ebruar⸗März — bez., ver der Masur 1661055 M. 22 Be 6055 i 104155 
51 755 173-182 M. — ich Dualitä pere neu Mlandiſcher 178 A 85 7,6 4 — . = 
bis 180 a. B. bez., feiner äh e, 192 — Mark 17 2 et | 121 a 22 Pr e Keil en Setümbig! Ztr. — M. Br. — Gerſte fill 000 Kilo loko rau 222 5 


— M. — Petro⸗ 1 — 
hochfeiner — M. ab B. bez, ftarf klammer — ab B. bez, alter — 0 H 212 Mat, Dee Mars DIN -0 Gera weit by, I De ar Sepleftfche 


2 lan — 
ab B. bezahlt, a und bal 173—177 Mar a. B. bezab per Januar⸗Jebruar 23,7—23,6 M. bezahlt, per Februgr⸗Närz 23,7 0 15 1 5 
felter —.— Bot bezahlt, per Januar 114106 bez., per April⸗Mai 23,6—23,5—3,6 Mark begabt, per Mai⸗Juni — e Bonner Ka 1 2 4 Jul Mat 5 N u Den 
ge beh. 05 el M. Sat en Mask 1073 Han en geen er 24.8 Fot 705 264 100 Mark. — Erbien A per 1000 Kilo los Koch. 170 5 
pril⸗ — irung t piritus per i - = 
bis 128 Be 167% M bezahlt, 2 eh 166—166 66—16 6 Ma Bar . 55 Faß 46,5 Mark bezahlt, per Sanuar 48,0 M. beg, per Ja⸗ bez. Futter 158 bis 1 67 M. bez. per April Mai Futter⸗ 17 M. 600 


bezablt. Gekündigt — Zentner Nr preis — Mark. — nuar⸗Jebruar 48,0, M. bez, per per 4 00 — De ver März: April A 
Gerſte per 1000 Kilo Ioto 136 bis 200 Mark nach Qualität geier- | — bez., per April⸗Mai 49,5—49,8--49.6 a 706 mi on per April 75 1 ee Bo die 


ez. 5 per 
Hafer per 1000 Kilo loro 138173 M. nach Qualität 49,9—50,0—49.8 M. bezahlt, 578 Juni⸗Juli 508—51.0— 0.8 


* 
u, 


gefordert, du 185 und volniſcher 140 bis ha Han oflz und weils bez., per Juli⸗Auguſt 52,9 bis 51,8 bez, per Auguſt⸗September 52,4 e 55 . 165 Her one 1 
er 1 7 bezahlt. en ſcher und Uckermärker 147151 bis 52,3 5 Gekündigt 70,000 Gier Regulirungspreis 48.0 M. Juni — M. — Win er 1 N Z Matt „. per Mai⸗ 
ahlt, (leiter 151—158 b Pöbm cer 1108 M. bezahlt, fein ps per ar j b bel g 
weiß mecklenburgiſcher — ab 8. bez., feine 161—164 b bez., per 1. (B. B.⸗Z.) ritus 3 per 10,000 Aber vet. ofo 0 Faß 45,6 
ark bez. e 1 banda per Mai⸗Juni M. Bromberg, 10. Januar. [Bericht der N ner] Ss a5 — en I . e ie . . ver Januar 
bezahlt, per  Sum-Quli 18 Zentnr. e 8- Weizen behauptet hochbunt und glaſig 215—222 Mark, hellbunt 18 Juni 40,6 M. Br. u 85 Juni⸗ Juli 50, 4 M 11 Br. per 
— Ma Gerte ii per 90 9504 8 Kochwaare 172—215 200.212 Mark. — Roggen ruhig, lofo inländiſcher 165— 168 M, gü. Jun meldet: Wi 1 55 Dr iR 1 1 N Wei r. und 
kerwaare 158 bis 167 Mark. — Mais ver 1000 Kilo ioto 143 | — Gerſte feine Brauwaare 150—160 50 M., große und kleine Mike ng N eg 935 eizen — M., 


br 171 Mark, Rüböl 55,8 M., Spiritus 47,1 M., Rübſen — 1 5 
8 153 nach Qualität gefordert, per Januar 1485 Mark, Januar⸗ | gerfte 145—150 Mark. — Hafer lolo 145—155 Mk. — Erben 50 ER 
5 bruar — M., ver Abeil⸗Ma 140 404 nom., per Mai⸗Juni 1384 M. er 170—190 Mk, Futterwaare 150—155 Mark. — Mais, — Petroleum Iofo 8,25 M. tr. bez, Regulicungsreiß 8,25 N tr. 

kündigt — Zentr. eee ae M. — Weiden übien Raps ohne Handel. — Spiritus pro 100 Liter à 100 ſee⸗ Stg.) 
100 Kilogramm brutto 00: 32,00—30,50 ark, n: 29.50— 28.50 rad 43 75 —44,25 . — Rubelcours 210 Mark. — — 


Berlin, 10. Januar. Trotzdem der heut veröffentlichte Ausweis , dieſe Entnahmen hatten zur Folge, daß die Bank ihr ſteuerfreies Tae der Kurſe heute nur in wenigen Ausnahmefällen 
der Reichsbank durchaus günſtig genannt werden muß und den Ber Noten⸗Kontingent noch immer mit 138 Mill. M. überſchreitet. Der | Fortſetzung nlage⸗Effekten begegneten dagegen einem vermehrten 
ginn eines ſtarken Rückſtroms zur Bank anzeigt, traten doch am Geld: Umfang der geſchäftlichen Thätigkeit blieb heute auf allen Gebieten Intereſſe. — Per Ultimo 5 gen 556,50 —558—554,50 bis 

markte Symptome auf, die die Lage des Marktes wieder als erſchwert ieh: beſchränkt und Oeſterr. Kreditaktien, die bereits geſtern beim 556, Lombarden 252—248,50 250, Kredit⸗Aktien 598 „50598 
erſcheinen laſſen. Geld war in allen Gattungen gefragt und ſchwierig | Schluß des 9 850 5 Geſchäfts unter 600 gegangen waren, hielten | bis 590—595 „50—597, Wiener 1 5 243 Gd. Darmſtädter 
zu erhalten; indeß iſt ein Anziehen der 5 gerade noch nicht | ſich . ich noch ungefähr auf dieſer Höhe, gingen dann aber weiter | Bank 161—162, Diskonto⸗Kommandit⸗ Antheile 207,50 207,90 bis 
zu konſtatiren. Der Privatdiskont hielt ey auf der Höhe der voran⸗ zurück nen ſchloſſen ſich mehr oder weniger alle 90 Werthe 200,25 — 206,90, Deutſche Bank 154,50 —153,50 Dortmunder Union 

egangenen Tage, und wurde für feinſte Bankierwechſel wi pCt. ges | an und jo gewann die Tendenz der Börſe einen rei aft . 106,50 —106,90—106, 25, Laurahütte 126, 50—126, 25 126,75. Der 


do. neue 
N. Brandbg. Kred. 
preußiſche 


oten. Die Anlagen der Bank ſind um 55 Millionen zurü Anflug, obgleich ein drängendes Angebot nicht vorlag. für alle Schluß war feſt. Privatdiskont 43 pCt. 
indeß zeigt das Girokonto einen Abfluß von 5 1 1 5 inländiſchen Papiere zeigte ſich weniger hl und daher 910 5 die 3 
d Aktie 85 £ Bank- u. Kredit-Aktien. Eiſeubahu⸗Eta am- Aktien. rg 3 100,25 G 
In g. U. ü 9 1 9 Rieberich Märk. 100, 40 bz 
i Aachen⸗Mafſtricht 4 Be bz 
Berlin, den 10. Januar 1882. 1 Altonasftiel 54.00 658 [Nhein. St. A abge. 6 161,75 b 
Preußtiſche Fonds und Weib Ben Sk. . Sprit⸗u. Pr.. 8 Bere ge. + 72700 65 5 710 el 4 158,90 
Preuß. Conſ. Anl 44 ‚00 115 106.50 bz * f 3 5 0 bz Baal en 4 15.80 56 Pe ET Te 
do. neue 1876 j ür G8. Pfdbr. 1005 106,00 bz Digzk.⸗Bk. 3 | 99,30 bz Berlin-Göriis 4 | 33,70 658 Eiſeubahn : Prinzitäta- 
Staat ih h do. do. rückz. 9 tralbt, f. B. erlin⸗ Hamburg 4 131000 5 eubahn ı Prinzität 
Fe 90 5 b u DEE m Bees Sch ede 990 f, Obligstiouen, 
Od. Deich Obl. . pe: (1874) 7885 all. Sorau⸗Guben 4 | 22,00 46 1 u 
erl. Stadt⸗Obl. 0 @öln. Wechslerbank 20 bi ärliſch⸗Poſener 4 36,00 538 . E 
dee de. Br. Sun 2 0 a 106,00 86 [Danziger Brivatb. 4 Magdeburg Ning da. ds. III 
Schldv. d. B. Kfm. de. II. rckz, 1005 1100,00 © [Darmftädter Bant 4 0 do. do. Lit R sg MRärfiiche J. 44 108, 25 G r 
fandbriefe: do. Zettelbant 4 109,75 B Nordhaufen⸗Erſuet 1 31 50 bz * 14.410325 G echte⸗Oderrilfer 
Iiner 20. 111006 Deſſauer Grebitb. ! | 99,00 © IDpericl. Lit. Au. 0, 1331253,75 b, | do. Ul. 2. St. g 6450 @ |dermifee 
PR TER Central "4410350 56 Dent 8e a 53,10 559 [O renz, 13119800 de | de: de. Lite 4506 |. © 3 1 öl 103,40 B 
, eutiche Ban 4 115 5 Sud 0 do. do. Li 370 $ 
Rute u. Neumärk. sige Diet 5 10 50 8 4 18 00 8 Poe Fee ec 140 % d. 490275 6 „ . 1862, 64. 
do neue f 4 Nbein⸗Nahebahn 75 G do. p. 1866 4 
do 4 Star ard⸗Poſen 80 B 1869, 77, 73 4103,50 B 
2 in 91 085 280 G . 1874, 774 
4 
4 


Ko pritaktien 


1 05 
Preuß. Bank⸗Antb. 43 & 1390,50 bz 


. „ Nadi Bei bach 4 204 
980 b5 10e 7175 mee ee, 
19000 0 ai 10 5 N 15 90 259 5 Meimar⸗Geraer 
30 b e 3 „00 B 11.04 5 
10390 8 er⸗ Rente 4700 60 4 102.50 55 5 Eee i 100 8 4103.50 G 
Mas [Beukl e, , ae E 
* . * 0 enere * — a EEE | : 
10,00 J Lg. 1 12525 55 0 de d. eee dee 
o. do. v. — 5 keit Gran 3˙ 2 
ng e eee, . % ee e , 
5 9 0 ( de. Lache 230.50 b Rande 1 1 a ee Joe r@sche 410300 5 i "= 
eek. 1 25 8 9 7 6 ‚ Grundtseditid | 5590 dic Ja (Fra 13300 bz Ti 4102.80 8 | 
* D 5 902 4 lin⸗ wa 1.4 0, 
. ee | dunner 8 112,50 5 Arten, One Be. 1 ee | 7 % e 100 00 5 95 5 
en ö ‚ oien.Zandmirthfch|4 A 595 | \ 
ürt, en zoſener Prov.⸗Ja = wm: Ben 15000 N 7109 70 1 5 9 
50.10 53 


= 


SS88 8888 


do. Bodenkredit⸗ 3 chend j 3 1879.00 bz 
de. Sentralkon, e e 0 50 859,00 0 B 
S . 1725 „Spielh. | n eh ö 104,50 ba 
Schleſiſche o. do. 18 Sr s al 76 50 104,50 928 
. . N ächſiſche Ban g 
0 grant 16.18 56 lde. do. 8 Sate ne. e e 87.30 G 
do. 500 Gr. ” # 880 ‚50 Schleſ. Bankverein 4 111. 80 do. Siibweßbaßm 5 
| 4.19.5 G bo. Adr. Südd. Bodenkredit 4 DE. Schweizer Union), 4 | 53.50 05 8 ee ne 
1893,00 55 do. 5. A. Stiegl. 5 | Jupuſtrie » Aktien. Ser en 1.0925 Di@ 8200 05 
8470 85 anten, Kr 4 0 0 i ene f 13630 5 8479 80 
„ annenb. Ka 1 * „10 
80,85 B Deutſche Baugef. 4 61,00 658 Warſchau⸗ Wien 4 16, 50 bz f 84.25 
171,45 bz 65,10 bz ch. Eiſenb.⸗Bav |4 J 2 do. do ar 279,90 658 
rich. Stayı U. Eis. | Eifenbahn⸗Stadamrts eetaten. do. VI. JA: 103 50 UG 279,90 138 
210,80 bz 56,40 bz [Donnersmarckhütte 1 | 64,20 bi Berlin-Dresden 3 43,10 b (Halle, Sorau- Suben 4103,75 G 
14.00 86 Dortmunder n 1530 G. Gerkin⸗Görlite: 5 97,00 5@ J do. de. . 1% 
gells Maſch Akt. | 32,50 dc Palle⸗Sorau⸗ Zub. 85.00 bB 
do. Looſe vollgez. 3 Erdmanasd. Spinn. 36,00 bz Harte „ Poſen 15 114; . 
e 4 Marienb.⸗Mlarote |5 05 do. III. & do. Dblig.|5 
) Befel-Eourie. m Näb. i 83,25 58 [Münter ⸗Enſchede 15 Markiſch⸗Poſener G — 
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